	Steuerarten nach 

Bemessungsgrundlagen
	Ertragsteuern

( Einkommenssteuer – natürl. Personen (Lohnsteuer 

    ist eine Form davon)

( Körperschaftssteuer – jurist. Personen

( Gewerbesteuer – natürl. + j.P., die Gewerbe treiben

Substanzsteuern

( Grundsteuer – wird regelmäßig an Gemeinde gezahlt

( Erbschaftsteuer – bei Vermögensübertragung, einmalig

Verkehrs- und Verbrauchsteuern

( Umsatzsteuer

( Grunderwerbsteuer

( Mineralölsteuer

	Steuerarten nach

Steuergläubigern
	Gemeinschaftssteuern Aufteilung nach Schlüssel

( Einkommensteuer

( Körperschaftsteuer

( Umsatzsteuer             

Bundessteuern

( Mineralöl ( Tabak ( Soli

Landessteuern

( Erbschaftsteuer

( KfZ-Steuer

( Grunderwerbsteuer

Gemeindesteuern

( Gewerbesteuer

( Grundsteuer

( Hundesteuer

	Quellen des

Steuerrechts
	Steuergesetze

( Gesetze über einzelne Steuerarten (EStG, UStG, KStG)

( allgemeine Steuergesetze (AO, Finanzgerichtsordnung) – regelt Verfahrensfragen; übergreifend

( Gesetze über Bewertung von Vermögen (insbes. Bewertungsgesetz)

Durchführungsverordnungen – dienen Auslegung/ Konkretisierung, sind für alle Beteiligten bindend, per Gesetzgebung erlassen (EStDV, UStDV)

Richtlinien – dienen Auslegung im Einzelfall, bindend nur für Finanzverwaltung, aber große praktische Bedeutung 

(EStR, UStR)

Rechtsprechung

( Instanzen: 1. Finanzgerichte, 2. Bundesfinanzhof

( bindend für Prozessbeteiligten, aber große praktische Bedeutung

	Ermittlung der

Einkommensteuer
	persönliche Steuerpflicht

- unbeschränkte oder beschränkte ESt-Pflicht

Bemessungsgrundlage (das, was bei einer bestimmten

Steuerart zu versteuern ist) ( zu versteuerndes EK

Steuertarif

= Bemessungsgrundlage x Steuersatz

progressiver Tarif

Def. „Steuern“ = § 3 AO: Geldleistung, keine Gegenleistung des Staats zwingend / nicht nur Einnahme-, sondern auch Lenkungsfunktion




	persönliche Einkommen-

steuerpflicht

(unbeschränkt & beschränkt)
	unbeschränkte Einkommensteuerpflicht §1 I EStG

( wer Wohnsitz (§8 AO) oder gewöhnlichen Aufenthalt (§9 AO) im Inland hat (also z.B. NICHT altersabhängig)

( Welteinkommen steuerpflichtig

beschränkte Einkommensteuerpflicht § 1 IV ( § 49 I 4 EStG

( kein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Inland, aber inländische Einkünfte

( steuerpflichtig sind nur inländische Einkünfte

(Doppelbesteuerungsabkommen)

ESt = Besteuerung nach „Leistungsfähigkeit“

( Lohnsteuer, ( Kapitalertragsteuer, ( veranlagte ESt

Grundlage für Soli & Kirchensteuer

	Einkunftsarten nach § 2 EStG

(Gewinn ( Überschuss)
	Gewinneinkunftsarten:

1. EK aus Land- und Forstwirtschaft § 13 I 1

2. EK aus Gewerbebetrieb § 15

3. EK aus selbständiger Arbeit § 18 (vor allem Freiberufler und sog. Katalogberufe; „ähnlich“ = Einzelfallprüfung)

Gewinn/Verlust: Betriebseinnahmen – Betriebsausgaben

Überschusseinkunftsarten:

1. EK aus nichtselbständiger Arbeit

2. EK aus Kapitalvermögen

3. EK aus Vermietung/Verpachtung

4. sonstige EK i.S.d. § 22 EStG

Überschuss/Verlust: Einnahmen (Lohn, Gehalt) – Werbungskosten (alle Aufwendungen, die man tätigt, um diese Einnahmen zu erzielen – NICHT solche, die man auch privat nutzen kann)

	Ermittlung des zu 

versteuernden Einkommens

nach § 2 EStG


	  Summe der Einkünfte

- Altersentlastungsbeitrag                       III

= Gesamtbetrag der Einkünfte

- Sonderausgaben

- außergewöhnliche Belastungen             IV

- Verlustabzug nach § 10 d EStG

= Einkommen

- Kinderfreibetrag                                   V

- Haushaltsfreibetrag

= zu versteuerndes Einkommen

( Müsst Ihr nicht lernen, steht genau so in den einzelnen Absätzen !!!!



	Wer zahlt Gewerbesteuer?
	Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 I EStG erzielen:

( gewerbliche Einzelunternehmer

( Mitunternehmer einer gewerbl. Personengesellschaft (Voraussetzung: Mitunternehmerrisiko und – initiative)

( Beteiligung an G+V – z.B. Auflösung stiller Reserven

( kann auch ein stiller Gesellschafter sein, abhängig vom Gesellschaftsvertrag

( Einkünfte aus Gewerbebetrieb unterliegen ESt und GewSt (Aufsplittung in Land- und Forstwirtschaft bzw. selbständige Arbeit, weil DIE keine GewSt zahlen müssen)

( seit 2001: pauschale Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer




	Merkmale eines 

Gewerbebetriebs

§ 15 II
	( Selbständigkeit (eigene Rechnung und Gefahr = Risiko)

( Nachhaltigkeit (zeitraumbezogen)

( Gewinnerzielungsabsicht (langfristig positive G+V; 

    ( Liebhaberei)

( Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 

   (Öffentlichkeit – bestimmte Anzahl von Personen  an-

    sprechen, auch via TV)

( keine Land- und Forstwirtschaft (Abgrenzung u.U. 

   schwierig, Verhältnis Tiere zu Fläche = entscheidend)

( keine selbständige Arbeit i.S.d. § 18 EStG



	Besonderheiten bei

Personengesellschaften
	( bei Gesellschaftern einer Personengesellschaft gehören 

    Gewinnanteile und Sondervergütungen zu den Ein-

    künften aus Gewerbebetrieb § 15 I 2 EStG, sind also

     ESt und GewSt-pflichtig 

( Sondervergütungen sind:

· Gehalt, das Gesellschafter von Gesellschaft erhält

· Miete, die Gesellschafter von Gesellschaft erhält

· Darlehenszinsen für ein der Gesellschaft gewährtes Darlehen

( GmbH-Gesellschafter; bei dem würde es sich um

EK aus Miete + Verpachtung etc. handeln !!!!!!



	Betriebsveräußerung

und Ermittlung des 

Veräußerungsgewinnes


	( Gewinne aus Veräußerung eines Gewerbebetriebs im 

    ganzen sind einkommensteuerpflichtig

( u.U. Freibetrag, ggf. wird auch ein ermäßigter Steuersatz 

   gewährt (50%)

Gewinnermittlung bei Veräußerung:

  Veräußerungspreis

- Veräußerungskosten

- Buchwert des Betriebsvermögens bei Verkauf

= Veräußerungsgewinn



	Gewinnermittlung durch

Betriebsvermögensvergleich

nach § 4 und § 5 EStG
	( Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich 

    § 4 EStG (Gewinn = Differenz BV Anfang + Ende des 

    Wirtschaftsjahres, vermehrt um Entnahmen, vermindert 

    um Einlagen

Beispiel:

      Wert der Aktiva am 31.12. : 400.000

· Verbindlichkeiten am 31.12. : 240.000

=    Betriebsvermögen am 31.12. : 160.000

(fürs Vorjahr genauso, Diff sagt, ob Gewinn oder Verlust)

( § 5 EStG = zusätzlich Maßgeblichkeitsgrundsatz ( die

   handelsrechtlichen GoB’s sind zu beachten = relevant für

   die meisten Gewerbetreibenden




	Gewinnermittlung durch

Überschussrechnung
	( Gewinn = Überschuss Betriebseinnahmen über 

    Betriebsausgaben (KEIN Privatvermögen)

( Freiberufler: keine Buchführungspflicht = § 4 III EStG

( Es gilt das Zufluss-Prinzip (Wann kommt das Geld, nicht

    Zeitpunkt der Leistung) ( Realisationsprinzip

( Für langfristige Wirtschaftsgüter muss man allerdings 

    die Abschreibung erfassen = § 4 III 3



	Vermögensarten


	1. notwendiges Betriebsvermögen: betriebl. Ausgaben, objektiv erkennbar und unmittelbar

Bsp.: Taxi beim Taxi-Unternehmer; PC beim Rechtsanwalt, Maschinen, Grundstücke ...

2. gewillkürtes Betriebsvermögen: Wirtschaftsgüter stehen in gewissem objektiven Zusammenhang; müssen geeignet sein, den Betrieb zu fördern

Bsp.: Wertpapiere um Kapitalbasis zu stärken

3. Privatvermögen: ausschließlich und unmittelbar für private Zwecke

( § 4a I Nr.2: Gewinnermittlungszeitraum, Wirtschafts-

jahr: bei Selbständigen immer das Kalenderjahr 



	Einkünfte aus nichtselbständiger

Arbeit 


	( Einkünfte = Einnahmen – Werbungskosten

( Einnahmen = Bezüge aus gegenwärtigem und früherem Dienstverhältnis § 19 EStG (§ 3: steuerfreie Einnahmen)

( Werbungskosten = Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen § 9 EStG

( § 8 III: wenn Arbeitnehmer Waren günstiger erwirbt, mindert sich der Kaufpreis um 4%. Diese Differenz ist steuerfrei, wenn sie kleiner als 1.224 Euro ist.

( § 19a: Mitarbeiter bekommen Aktien zum Vorzugspreis

steuerfrei, wenn Vorteil kleiner als ½ Wert der Vermögensbeteiligung und ( 154 Euro / Kalenderjahr.

Bsp.: Kurswert = 100 Euro, Kaufpreis = 85 Euro, Vorteil = 15 Euro. 10 Aktien wären steuerfrei, 11 jedoch zu versteuern mit 11 Euro: 11x15 = 165  165-154 = 11 Euro)

	Werbungskosten

(Beispiel Fahrtkosten)
	( Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte § 9 I Nr.4

immer die einfache Entfernung

z.B. 30km

10km x 0,36 x 220 Tage = 792

20km x 0,40 x 220 Tage = 1.760

                                       2.552

( Werbungskostenpauschalbetrag = 1.044 Euro pro Jahr,

muss man nicht nachweisen § 9a EStG




	Einkünfte aus Kapitalvermögen
	Eninahmen sind lt. §20EStG Zinsen und Dividenden

WK = z.B. Kontoführungs- oder Depotgebühren, Fachzeitschriften, Kreditzinsen nur unter best. Voraussetzungen

WK-Pauschbetrag:    51 /   102 € (§9a 2. EStG)

FB:                      1550 / 3100 € (§20 VI EStG)

                           1601 / 3202 € (§44a I+II EStG)

Abzüge: 

Kapitalertragsteuer 20% bei Dividenden

Zinsabschlagsteuer 30% bei Zinserträgen

( Anrechnung der beiden Steuern auf die ESt

	KSt-Anrechnungsverfahren (bis 2001)
	Kap. Ges.:

Bruttogewinn                 100.000

- KSt (30%)                     30.000

Bardividende                    70.000 ( soll komplett an den Ge-

sellschafter ausgezahlt werden
Gesellschafter:
Bardividende                    70.000

+ KSt-Anrechnungsguthaben  30.000

zvE                                100.000

Anrechnung bei Est-Satz von 40%:
Est                                  40.000

- Anrechnung KSt-Guthaben   30.000

Est-Nachzahlung               10.000

	Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
	Einnahmen: Mieterträge (= Kaltmiete + Nebenkosten)

WK: AfA, Finanzierungsaufw.(Darlehen, Disagio, Notar, 

     Kontogeb.), Erhaltungsaufw., sonst. Aufw.


AfA: Bemessungsgrundlage sind die Anschaffungskosten   

       (Preis –Minderungen +Nebenkosten +anchträgl. AK)

Lineare AfA (§7 IV EStG):

2% (= 50 Jahre) bei Geb., die jünger sind als 1.1.1925

2,5% (=40 Jahre) bei Geb., die älter sind als 1.1.1925

( Vereinfachungsregel gilt nicht! pro rata berechnen!

Degressive AfA (§7 IV EStG):

5% in den ersten 8 Jahren

2,5% in den folgenden 6

1,25% in den restlichen 36

( Jahresregel zulässig!

	Sonstige Einkünfte nach §22 EStG
	· Best. Renteneinkünfte: a) Leibrenten, b) Zeitrenten

· Unterhalt vom geschiedenen Ehegatten

· Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften

Bei Leibrenten: Betrifft ins. die gesetzlichen SV-Renten. Steuerpflichtig ist nur der Ertragsanteil, dessen Höhe sich nach dem Alter des Rentenempfängers zum Zeitpunkt des ersten Rentenbezugs richtet.

Bei Unterhaltsleistungen: Beim Unterhaltsempfänger auf Grund des Realsplittings bis 13.805€ steuerpflichtig.

Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften: extra Karte!

	Verlustausgleich
	1. Innerperiodischer Verlustausgleich

· Verrechnung innerhalb der selben Einkunftsart ist unbegrenzt möglich

· Verrechnung durch Ermittlung der Summe der Einkünfte ist begrenzt, d.h. bis 100' / 200' € möglich

2.   Interperiodischer Verlustausgleich

· Verlustrücktrag ins vorangegangene Jahr bis max. 511.500€ für ein Jahr innerhalb der gleichen Einkunftsart

· Verlustvortrag zeitlich und betragsmäßig unbegrenzt möglich

  --> Verluste können auch gesplittet werden auf Vorjahr 

        und nachfolgende Jahre

	Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften
	= Spekulationsgewinne. Sind grundsätzlich steuerfrei! Ausnahmen:

1. bei Verkauf von Wertpapieren des Privatvermögens:

steuerpflichtig, wenn der Verkauf nicht mindestens 1 Jahr zurückliegt. --> Freigrenze: 512€ (§23 III 6.)

Seit 2002 Halbeinkünfteverfahren

2. bei Verkauf von Immobilien:

steuerpflichtig, wenn der Kauf nicht mind. 10 Jahre zurückliegt.

Ausnahme: selbst genutzte Immobilien sind immer steuerfrei veräußerbar!

(Siehe auch Beispielrechnung auf Folie 50/51)

	ab hier: Ermittlung des zvE Teil 2 (Folie 13)

Altersentlastungsbetrag
	§24a EStG: 

Ein Steuerpflichtiger bekommt ab dem 65. Lebensjahr einen Altersentlastungsbetrag von 40% des Arbeitslohns, maximal aber 1908€ p.a.

	Sonderausgaben (§10 I EStG)
	zur Erinnerung allgemein:

SA ( für private Lebenshaltung

WK ( (beruflich) nur bei Überschusseinkunftsarten

Betriebsausgaben ( (beruflich) nur bei Gewinneinkunftsarten

unbeschränkt abziehbare SA: KiSt, Steuerberaterkosten

beschränkt abziehbar: Vorsorgeaufw., Unterhalts​zahlungen, Ausbildungskosten, Spenden

Zu den Vorsorgeaufw. gehören: SV-Beiträge, Haftpflicht​versicherungsbeiträge

Abzug wie folgt (nach §10III): 1. Vorwegabzug von 3068/6136€

2. bei Einnahmen aus n.s.A. wird der Vorwegabzug aber um 16% des Lohns gekürzt

3. Abzug des Grundhöchstbetrags von 1334/2668€

4. Ist der verbleibende Betrag <0€ kann noch ½ max. aber 667/1334€ abgezogen werden
( Ohne Vorwegabzug kann bei Verheirateten somti max. 4002 € (=2668+1334) abgezogen werden


	Bsp. Vorsorgeaufwendungen
	AN-Ehepaar:
                               50.000 Gehälter zusammen

                               10.000 angefallene Vorsorgeaufw. 

1. Vorwegabzug          6.136

Kürzung                    -8.000 (16% von 50.000)

                                       0

2.  Grundhöchstbetrag  2.668

3.  hälftiger HB          +1.334
= Sonderausgaben     4.002

	Außergewöhnliche Belastungen (§33 EStG)
	Bsp.: Krankheits-, Beerdigungs-, Feuer-, Sturm-, Schei​dungs​kosten, Kosten für die Beseitigung von Schäden durch Wasser

Allerdings ist der Abzug nur möglich, wenn die zumutbare Belastung nach §33 III überschritten wurde.

Bsp.: Lediger ohne Kinder

 50.000 GdE

   4.000 Krankheitskosten

   3.000 zumutbare Belastung (=6% von 50.000)

   1.000 außergewöhnliche Belastung, die geltend    gemacht werden kann.

	Verlustausgleich = Verlustabzug
	1. Innerperiodischer Verlustausgleich:

· innerhalb derselben Einkunftsart unbegrenzt möglich

· durch Ermittlung der ∑ der Einkünfte betragsmäßig begrenzt möglich (100.000/200.000€)

2. Interperiodischer Verlustausgleich:

· Verlustrücktrag nur ins vorangegangene Jahr max. 511.500€ und nur innerhalb derselben Einkunftsart

· Verlustvortrag zeitlich und betragsmäßig unbegrenzt möglich

· Gewinne können auch auf das Vorjahr und nachfolgende Jahre gesplittet werden

	Kinderfreibetrag §§65ff

(wurde von Frau Robinson nur am Rande erwähnt)
	Jedem Steuerpflichtigen mit Kind steht ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld zu. Das Finanzamt ermittelt welche die günstigere Variante für den Steuerpflichtigen ist, und gewährt diese. Dabei wird das Kindergeld aber immer erst mal ausgezahlt und muss ggf. am Ende zurückgezahlt werden. Höhe des KiGeldes: nach §65 für das 1., 2., 3. Kind 154€ monatlich, für jedes weitere 179€ monatlich.

Bsp-Rechnung:

FB eines Ehepartners: 2904€

2904 x 2 = 5808

5808 x 50% = 2904 ( Steuerminderung

Kindergeld: 154€ x 12Monate = 1848

( Kinder-FB ist günstiger!!

	Einkommensteuertarif §32a
	4 Zonen: §32a I (1) Grundfreibetrag (7235€)

                        (2) erste Progressionszone

                        (3) zweite Progressionszone

                        (4) obere Proportionalzone (ab 55007/         110014€)

(-Steuersatz = 
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Grenzsteuersatz = 
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(Steuersatz für jede zusätzlich verdiente Einheit)

	Einkommensteuertarif §32a
	Veranlagung: Ledige ( Einzelveranlagung

                    Verheiratete ( getrennte Veranlagung oder Splittingverfahren

Bsp. unterschied getrennte Veranlagung ( Splitting:

ESt Verheiratete:

zvE

ESt

EST

Splitting

getr. Veranl.

♀

45.000

für 2x30' bzw. 1x60': 

12.836
12.238

♂

15.000

   1.853

60.000

12.836

14.091

                                                             Splitting-Vorteil: 1.255€
( je unterschiedlicher die Einkommen, desto größer der Splittingvorteil

	Progressionsvorbehalt §32b I + II
	Der Progressionsvorbehalt gilt für steuerfreie Einkünfte

lt. §3 EStG.

Bsp.: Ein AN war für kurze Zeit des Jahres arbeitslos: 

Arbeitslosengeld                       5.000 (steuerfrei)

zvE (aus Einkmmen aus n.s.A.) 30.000
( ESt bei                               35.000 ( 8.218€

(-Steuersatz= 
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 wird nun auf das zvE angewendet: 30.000 x 23,48% = 7.044€ tarifliche ESt

                                                     (aus der Tabelle ergäbe sich bei 30.000 nur 6.418€)

	Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb §35 I
	Entlastung von der ESt wegen der Zusatzbelastung durch die GewSt. Die tarifliche ESt wird um das 1,8 fache des GewSt-Messbetrags gemindert.

Bsp.: gewerbliche Einkünfte 100.000

        GewSt-Messbtrag           4.000

        zvE                             90.000 ( tarifl. ESt: 33.778

                                                    - 1,8 x 4000 = 7.200
                          ( tatsächlich zu zahlende ESt   26.578  

Wenn die Gesellschaft 2 oder mehr Personen gehört wird der GewSt-MB anteilig auf die Einlagen verteilt.


Quellensteuer








=50 Jahre.


Nur für Wohngebäude, die man selbst hergestellt hat, oder spätestens 1 Jahr nach Herstellung gekauft hat
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